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AOiztschafiLicke. ^zs^Ließm ßSfJZöjekte

a ls  euzöfJäiscfie C^CMcinscka^san^^abe?
Fortsetzung der Diskussion aus dem  Februarheß

„Die Privatwirtschaft
London, 15. März

Mancherlei Versuchesind seit dem 
Krieg in Großbritannien unter­

nommen worden, um überalterte 
und verpönte M ethoden privatw irt­
schaftlicher Ausnutzung kolonialer 
Reichtümer durch langfristig ge­
plante, möglichst international fi­
nanzierte Entwicklung und Förde­
rung unter maßgeblicher Einschal­
tung lokaler Regierungs- und V er­
waltungsstellen zu ersetzen. Die 
Ergebnisse w aren nicht immer er­
mutigend und manchmal außeror­
dentlich enttäuschend. Der Enthu­
siasmus britischer Reformatoren 
scheiterte allzu oft an der Ungunst 
der Verhältnisse, am M angel an 
geschultem oder schulbarem Per­
sonal, an Apathie und Antipathie 
der hilfsbedürhigen Bevölkerung 
und vor allem natürlich auch am 
Mangel an Investitionskapital, der 
um so spürbarer ist, weil private 
Kapitalisten in unterentwickelten 
Überseegebieten erfahrungsgemäß 
keinerlei Neigung zeigen, sich im 
Allgemeininteresse finanziell zu 
engagieren. Wirtschaftliche Er­
schließungsarbeiten müssen des­
halb von Regierungen oder Liefer­
firmen in  den fortschrittlichen In­
dustrieländern finanziert werden, 
was natürlich nur im Rahmen des 
ökonomisch Möglidien geschehen 
kann.

Englands Auslandsinvestitionen
Großbritannien investiert etwa 

IV2 V0 des laufenden Volkseinkom­
mens im Ausland, hauptsächlich in 
den Dominien und zum kleineren 
Teil in den kolonialen Territorien 
des Commonwealth. Darüber hin-

muß mitmadien!"
aus sind keine Kapitalien für unter­
entwickelte Länder vorhanden, ob­
wohl sich die britische Regierung 
aus grundsätzlichen außenpoliti­
schen Erwägungen an allen in ter­
nationalen Gemeinschaftsorganisa­
tionen beteiligt. Großbritannien 
unterstützt nicht nur die finanziellen 
Institutionen der V ereinten N ati­
onen, die W eltbank, die geplante 
Internationale Finanz-Korporation 
usw., sondern nimmt auch an re­
gionalen Unternehmen wie dem 
Colombo-Plan für Südostasien akti­
ves Interesse. Dem „Aufschluß 
der gewaltigen Wirtschaftscpiellen 
der Commonwealth-Familie“, den 
Schatzkanzler Butler auf der letz­
ten Parteikonferenz der Konser­
vativen als einen der vier H aupt­
punkte seiner W irtschaftspolitik 
nannte, dienen u. a. die Com­
m onwealth Finance Co. — mit 
einem Eigenkapital von 15 Mill. £  — 
und der Colonial Development and 
W elfare Fund, der in  den nächsten 
fünf Jahren die Grundlage für 
Gesamtinvestitionen, hauptsächlich 
für Straßen- und Schienenverkehr, 
W asserbau und Elektrizitätsw irt­
schaft, im Gesamtbetrag von 600 
Mill. £  bilden soll.

Gewöhnliches Privatkapital kommt 
für solche auf lange Sicht berech­
neten Erschließungsarbeiten unter 
den obwaltenden Umständen kaum 
als Risikoträger in Betracht, obwohl 
Commonwealth - Regierungen be­
grenzten Zugang zum Londoner 
Kapitalm arkt haben und britische 
Industriegruppen sich kapitalmäßig 
im Rahmen erw arteter W arenauf­
träge an überseeunternehm en be­

teiligen, auch wenn sie nicht un­
m ittelbar rentabel sind. Die briti­
sche Regierung ist der Auffassung, 
die auch in führenden City-Kreisen 
weitgehend geteilt wird, daß die 
Förderung der unerschlossenen Ge­
biete einen organischen Teil der 
weltwirtschaftlichenGesamtentwick- 
lung bilden muß und daß ihr Tempo 
und Ausmaß letzten Endes davon 
abhängen muß, welchen Beitrag 
diese Gebiete zum Fortschritt der 
W eltwirtschaft, und insbesondere 
zur Rohstoffversorgung der Indu­
strieländer, leisten können. Eine 
weniger praktische Beurteilung des 
Problems würde der Vielzahl der 
vorhandenen Schwierigkeiten nicht 
gerecht werden.

Sind die Schwierigkeiten 
auf dem Kontinent bekannt?

Zweifellos kommt den USA eine 
führende Rolle bei der Kapital­
beschaffung und Hilfestellung für 
wirtschaftlich rückständige Gebiete 
zu. So wie britische Politiker und 
W irtschaftler deshalb eine stärkere 
Beteiligung amerikanischen Kapi­
tals an der Erschließung des afri­
kanischen und asiatischen W irt­
schaftspotentials wünschen, würde 
man in  London auch eine stärkere 
finanzielle, industrielle und vor 
allem auch technische Mitwirkung 
Kontinentaleuropas innerhalb in ter­
nationaler Gremien begrüßen. W enn 
die politische Spaltung zwischen 
Ost und W est das Feld für w irt­
schaftliche Erschließungsarbeiten auf 
dem Kontinent selbst einengt, so 
besteht um so größere Ursache, 
freie Kapitalmittel in Uberseege­
bieten nutzbringend zu verwenden. 
Die deutsch-französische Erklärung 
hinsichtlich gemeinsamer Erschlie­

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen,
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ßungsarbeiten vom 26. Oktober 1954 
ist deshalb in London grundsätzlich 
begrüßt worden, zumal Großbritan­
nien selbst an solchen regionalen 
Gemeinschaftsarbeiten teilnimmt. 
Man fragt sich aber in London, ob 
die großen Schwierigkeiten solcher 
Unternehmen auf dem Kontinent 
bekaim t sind.

Konventionelle 
Methoden reichen nicht aus

Die M itglieder des Colombo- 
Plans, mit dem die geplante deutsch­
französische Zusammenarbeit viel­
leicht manches gemein hat, mußten 
feststellen, daß die gewaltigen 
Kapitalien nicht durch konventio­
nelle Finanzierungsmethoden be­
schafft werden könneni die Kapital­
lücke ist tatsächlich größer und

nicht kleiner geworden, seitdem 
man an die D etailarbeit gegangen 
ist. Der Erfolg kontinentaleuro­
päischer Gemeinschaf tsuntem ehm en 
wird auch davon abhängen, ob die 
von den politischen Führern er­
strebte Zusammenarbeit auch von 
privaten W irtschaftskreisen, und 
nicht nur von öffentlichen Finanz­
instituten, unterstützt wird. N ur ein 
auf breitester Grundlage arbeiten­
des gemischtwirtschaftliches Unter­
nehmen, an dem lokale Behörden, 
Banken und Versicherungsgesell­
schaften, Lieferfirmen und in ter­
nationale Finanzorganisationen ver­
antwortlich m itarbeiten, kann die 
großen Kapitalien mobilisieren, 
ohne die jedes großzügige Pro­
gramm in den Anfängen stecken 
bleiben würde. (A.)

Aus dem Blickfeld der italienischen Wirtschaftsplanung
Rom, 14. März die Ausschöpfung des Arbeitslosen-

TJnter den europäischen Staaten 
hat sich Italien mit geringsten Vor­
behalten und größter V erständi­
gungsbereitschaft die Bestrebungen 
zur internationalenZusam m enarbeit 
und den Gedanken der w esteuro­
päischen Integration zueigen ge­
macht.

Zu weitgehende Konzessionen?
Die Einstellung auf diese Linie, 

zu der sich mit dem Rückhalt 
in der Koalition, den Kabinetten 
und den Kammern De Gasperi und 
Sforza bekannt haben und an der 
auf der gleichen Grundlage Scelba 
und M artino festhalten, ist mit dem 
Postulat des gemeinsamen Verzichts 
auf Anteile der Souveränität bis 
zur Preisgabe der staatlichen Selb­
ständigkeit nachgerade zum Leit­
motiv der italienischen Außen­
politik geworden. Das Bekenntnis 
Italiens zum Solidaritätsprinzip, das 
im Inland in Anbetracht der Härten 
des Friedensvertrages teilweise als 
zu weitgehende Konzessionspolitik 
kritisiert wird, beruht auf der Ein­
sicht, daß die Vorbedingungen 
zur Verbesserung der italienischen 
W irtschaftslage, nämlich die Siche­
rung des Rohstoffbedarfs durch den 
Fertigwarenabsatz, demgemäß auch 
die fortschreitende Industrialisie­
rung des anders nicht produktiv zu 
gestaltenden Südens, die Unterbrin­
gung des Garten- und W einbau­
überschusses und schließlich auch

reservoirs nur durch langfristige 
internationale Vereinbarungen, also 
über die Schaffung eines en t­
sprechend großen, aufnahme- und 
abgabefähigen Gemeinschaftsmark­
tes zu erzielen sind.

Handelspolitik 
und gemeinsamer Markt

Von solchen Überlegungen ist 
Italien bei der in einem Zuge durch­
geführten Liberalisierung seiner 
Einfuhr ausgegangen, durch die es 
in die Lage versetzt wird, eine ana­
loge Handelspolitik von den ande­
ren Partnern in der EZU zu verlan­
gen und das W irksam werden der 
Freihandelstendenzen im OEEC-und 
GATT-Bereich zu verstärken. Ita­
lien hat erkannt, daß es seine 
Außenhandelsposition nicht durch 
Drosselung der Importe, sondern 
nur durch Erweiterung seiner Ex­
porte erreichen kann. A lle seine 
bilateralen Wirtschafts- und H an­
delsverhandlungen, so im besonde­
ren mit der Bundesrepublik, mit 
Frankreich und jetzt mit Jugosla­
wien, lassen die betonte Tendenz 
erkennen, zu Positionen zu gelan­
gen, die geeignet sind, die w irt­
schaftliche Zusammenarbeit real zu 
gestalten, das Gefälle zwischen dem 
eigenen und den anderen M ärkten 
zu verringern und auf diese W eise 
der europäischen, in einigen Re­
lationen wohl auch der in ter­
nationalen Wirtschaftsgemeinschaft 
näherzukommen. Allerdings muß

Italien dabei in Rechnung stellen, 
daß es für eine längere Zeit, min­
destens für ein Jahrzehnt, und so­
lange das Angebot von Arbeits­
kräften nicht positiv eingeschätzt 
wird, eher der Nehmer als der 
Geber sein wird. Zwar wurde bei 
den um die Dezembermitte in Bonn 
geführten W irtschaftsbesprechungen
— außer den auf das wachsende 
italienische Handelsbilanzdefizit ab­
gestellten Fragen der Beschäftigung 
italienischer A rbeiter in der Bun­
desrepublik, der V ergebung deut­
scher Rüstungsaufträge an die ita ­
lienische Industrie und der Ermä­
ßigung bestim m ter deutscher Zoll­
sätze — die A nlage deutschen 
Kapitals in Italien wie italienischen 
Kapitals in Deutschland, und in 
gleicher W eise gegenseitige Inve­
stitionen mit M endes-France in dem 
in Rom festgelegten Konzept ver­
einbart; doch ist es klar, daß es 
sich praktisch vor allem um eine 
Hilfeleistung an das kapitalarm e 
Italien handelt. Ein überraschender 
Anfang wurde allerdings mit der 
Erwerbung der A ktienm ajorität der 
Konstantin-Kohlenzeche aus dem 
Krupp-Konzern durch die ita lie­
nischen Staatsbahnen gemacht.

Vanonis Wirtschaftsprogramm
Vor dem H intergrund dieser hier 

in großen Zügen angedeuteten 
westeuropäischen, auch nach Ame­
rika hinüber orientierten Politik 
der Zusam menarbeit hebt sich d a s , 
sogenannte „W irtschaftsprogramm" 
des Finanzministers Vanoni ab, das
— auf einen Zeitraum von 10 Jah ­
ren abgestellt — seinem W esen 
nach kein geschlossener Plan, son­
dern eine Absteckung der aus einer 
umfassend durchgeführten W irt­
schaftsexpertise sich ergebenden 
Entwicklungschancen ist. Unter der 
Voraussetzung, daß die staatliche 
W irtschaftslenkung richtig zum Ein­
satz kommt und daß der italienische 
Entwicklungsprozeß nicht durch Stö­
rungen von außen beeinträchtigt 
wird, geht dieses Konzept von der 
Prämisse einer jährlichen Steige­
rung des Volkseinkommens um 5 */o 
während dieser Periode (gleiche 
W achstumsrate wie in  den letzten 
Jahren) aus. Die Landwirtschaft, 
deren Ertrag sich nicht gleichmäßig 
auf ansteigender Linie bewegen 
kann, w ird mit einem sinkenden.
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die Industrie und die sonstigen Pro- 
duktionsselctoren mit einem wach­
senden Anteil an dieser Aufwärts­
bewegung des Volkseinkommens 
beteiligt sein. W ährend einerseits 
die fünfprozentige jährliche Steige­
rung die Grundlage des Investi­
tionsaufwandes bildet, muß dieser 
andererseits derart gezielt in seiner 
Infrastrukturw irkung vorgenommen 
werden, daß er alle jeweils mög­
lichen Produktionsimpulse auslöst, 
um den M ehrertrag zu erzielen.

Die Richtlinien des Programms 
dürfen nicht zur Festlegung eines 
Schemas auf längere Sicht führen, 
sondern sollen lediglich den W eg 
vorzeichnen, der zurückzulegen ist. 
Die fallweise Entscheidung wird von 
der jeweiligen Lage abhängen, in der 
sich die W irtschaft befindet, und das 
Entwicklungstempo w ürde je  nach 
den Erfordernissen — wie etwa zur 
Verhinderung einer Inflation — ver­
langsamt, im Gegenfall beschleunigt 
werden müssen. Der Entwurf sieht 
für die Investitionen die drei „Auf­
triebssektoren" (settori propulsivi) 
Landwirtschaft, gemeinnützige An­
lagen und öffentliche A rbeiten vor; 
hinzu kommt der bedarfsbedingte 
Wohnungsbau (im Jahrzehnt rund 
13 Mill. Räume mit Kosten von 
5100 Mrd. Lire) als v ierter Sektor.

Investitionen 
in den Basissektoren •

Für die Erweiterung, Mechani­
sierung und M odernisierung der 
Landwirtschaft ist — immer für die 
Periode 1955—1964 — ein Investi­
tionsaufwand von 3500 Mrd., davon 
etwa 60 */o aus öffentlichen Mitteln, 
ins Auge gefaßt (auf den Süden 
unter Einschluß der Inseln würden 
54 "/(> der Gesamtmittel entfallen); 
für die gemeinnützigen Investi­
tionen 4960 Mrd. (davon 3210 Mrd. 
zur Erweiterung der Stromproduk­
tion, der Rest verte ilt auf Erdgase, 
Bahnen, Telephon- und W asserlei­
tungen mit einem Gesamtanteil des 
Südens von 36'“/o)i für öffentliche 
Arbeiten 2810 Mrd. (1150 Mrd. für

den Straßenbau, ferner W asserlauf­
regulierungen, M eliorationen in 
Berggebieten, Errichtung von Schul­
gebäuden u. a., davon 50 ”/o für den 
Süden, der an dem erwähnten 
W ohnungsbaubedarf mit 53 "/o par­
tizipiert). Die Größenordnung der 
Gesamtinvestitionen wird netto 
(Aufwand in den vier genannten 
Sektoren) mit24 000 Mrd. und brutto 
(unter Einschluß von V erbesserun­
gen vorhandener Anlagen und Be­
triebe) mit 35 000 Mrd. Lire bezif­
fert. Auf den Kopf der Bevölkerung 
entfallen für das Jahrzehnt in Nord- 
und M ittelitalien 270 000, in Süd­
italien und auf den Inseln 410 000 
Lire. Die Differenz stellt den M ehr­
aufwand für die Verbesserung 
der rückständigen W irtschaft Süd­
italiens dar. Nachdruck wird auf 
die Erschließung noch völlig oder 
teilw eise ungenutzter natürlicher 
Reichtümer, auf die Auswertung 
der Staatsunternehm ungen nach 
kommerziellen Grundsätzen und 
nicht zuletzt auf die Auslösung der 
Einzelinitiative, besonders die Ein­
schaltung des Privatkapitals gelegt.

Finanzierung 
m it „Austerity“-Politik

Hinsichtlich der Finanzierung 
des Aufwandes geht die Unter­
suchung von der Entwicklung der 
Spartätigkeit in den Jahren  1952 
bis 1954 sowie von der ange­
nommenen jährlichen Steigerung 
des Volkseinkommens um 5 Vo aus 
und gelangt zu der Schätzung, daß 
das Sparkapital, das gegenwärtig 
20—21 “/o dieses Einkommens aus­
macht, bis 1964 einen A nteil von

25 ®/o erreichen dürfte. Die Zunahme 
der Investitionen ist mit 7 %  jäh r­
lich veranschlagt, während der Kon­
sumanstieg — hauptsächlich zu­
gunsten der Neueingliederungen in 
den Arbeitsprozeß — auf ein Jah ­
resm ittel von etwa 4,3 “/o beschränkt 
wäre. W ie das „Programm" auf 
eine von Jahr zu Jahr fortschrei­
tende Erweiterung des Produktions­
volumens — und zwangsläufig auch 
auf eine analoge Entwicklung des 
Auslandsabsatzes — abgestellt ist, 
errechnet es die Schaffung von rund 
4 Mill. neuen Arbeitsplätzen bis 
1964, so daß zu den derzeitigen 
Arbeitslosen (1,8 Mill.) der Zugang 
der neuen Jahrgänge (2 Mill.), die 
Minderbeschäftigten (0,9 Mill.) und 
die durch die Produktivitätssteige­
rung freiwerdenden Arbeitskräfte, 
abzüglich der Auswanderer (0,8 
Mill.), eingestellt w erden würden. 
Für das Jahr 1964 w ird nach diesen 
Berechnungen die prozentuale V er­
teilung der Arbeitsplätze wie folgt 
geschätzt (gegenwärtige Verteilung 
in Klammern): Landwirtschaft 33 
(41), Industrie 33 (29), sonstige 
Zweige 34 (30).

Die Rolle der Auslandshilfe 
Das Exposé, das den Ausgleich 

der italienischen Zahlungsbilanz für 
1964 als erreichbar bezeichnet, 
schließt mit der Überlegung, wie 
wirksam die Hilfe des Auslandes 
zur Erreichung der in  diesem Pro­
gramm vorgezeichneten Ziele zum 
Einsatz kommen und damit dem 
Streben nach internationaler Zu­
sammenarbeit einen fruchtbaren 
Einschlag geben könnte. (M. C.)

Um die Erschließung der jugoslawischen Wirtschaft
Belgrad, 14. März 

N ach  dem zweiten W eltkrieg blieb 
Jugoslawien ursprünglich außerhalb 
der Reihe derjenigen entwickelten 
oder unterentw ickelten Länder Eu­
ropas, die in der Periode des W ieder­
aufbaus vom Kapitalfluß verschie­
dener Formen der Marshall- und

anderer W irtschaftshilfen profitier­
ten. Das w irkte sich auch in einem 
etwas abweichenden Entwicklungs- 
rhythmus seiner W irtschaft im Ver­
gleich zu den übrigen weniger ent­
wickelten Gebieten Europas aus. 
Erst in  den letzten Jahren, nach­
dem praktisch der größte Teil der
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im W ege der* W irtsdiaftshilfe für 
einen besdileunigten W iederaufbau 
Europas bestimmten Überschüsse 
amerikanischer Kapitalbildung be­
reits verteilt war, w urde auch Jugo­
slawien an der amerikanischen so­
wie an britischen und französischen 
Hilfen beteiligt. Mit einer straffen 
Konsumpolitik und somit vorwie­
gend durch eigene Kapitalbildung 
hat Jugoslawien die eigene V er­
teidigung ausbauen und eine Indu­
strialisierung durchführen müssen, 
deren Zweck es unter anderem war, 
die Übervölkerung in der Land­
wirtschaft zu mildern.

Unterkonsum  
behindeft Produktivitätssteigerung

Trotz eines Bestandes an Inve­
stitionen, der das Land nicht gerade 
zur untersten Stufe der unterent­
wickelten Gebiete Europas gehören 
läßt, ist die Struktur des Konsums 
infolge der bisherigen Entwicklung 
auf einem Niveau geblieben, das 
eine schnelle und wesentliche Stei­
gerung der Produktivität behindert. 
Das Problem könnte teilweise auf 
dem W ege einer Ablösung der 
Eigenkapitalbildung durch entspre­
chend abgestimmte und rationell 
eingesetzte ausländische Mittel er­
reicht werden.

Einer solchen Entwicklimg steht 
jedoch nicht nur die abnehmende 
Bedeutung der internationalen W irt­
schaftshilfe für N euinvestitionen in 
Europa überhaupt im Wege, viel­
mehr kann sich Jugoslawien auch 
nur eines Teils derjenigen Quellen 
internationaler Kreditfinanzierung 
bedienen, die der Aufschließung 
unterentw ickelter Gebiete in  der 
letzten Zeit zur Verfügung stehen. 
Daher das betonte Interesse Jugo­
slawiens an internationalen Kon­
ferenzen, und vor allem im Rahmen 
der ÜNO an Projekten, die zu 
Lasten privater Finanzierung eine 
organisierte öffentliche internatio­
nale Finanzierung der unterent­
wickelten Gebiete anstreben.

Resolution der Europäischen 
Wirtschaftskommission

Den Versuch einer Konkretisie­
rung dieser jugoslawischen Bestre­
bungen stellt auch die Resolution 
der Europäischen Wirtschaftskom­
mission der UNO von März 1954 
dar, auf Grund derer W irtschafts­
sachverständige der vier unterent­
wickelten Gebiete Südeuropas (Ju­

goslawien, Griechenland, Türkei 
und Süditalien) einen fünf- bis zehn­
jährigen Erschließungsplan für diese 
Gebiete und eventuelle Vorschläge 
über die A rt der Finanzierung aus­
arbeiten sollten. Die ersten  Ergeb­
nisse dieser Forschungsarbeiten, die 
im Rahmen des Sekretariats der 
ECE in Genf stattfinden, deuten 
schon an, daß eine Entwicklung 
dieser Gebiete in näherer Zukunft 
ohne eine ausländische Beteiligung 
an  den N euinvestitionen nicht nur 
in die kommerziell einwandfreien 
Projekte, sondern auch in dringende 
Infrastrukturprojekte ohne unm it­
telbare Rendite nicht durchführ­
bar ist.

R entabilität der Projekte
Es dürfte nicht leicht sein, W ege 

zur Heranziehung ausländischen 
Kapitals für solche Projekte wie 
beispielsweise Landmeliorationen 
zu finden. Andererseits sind aber 
in den bisherigen A rbeiten Projekte 
angedeutet worden, die von sich 
aus schon eine günstige kalkula­
torische Grundlage verm uten lassen 
und mit entsprechenden Garantien 
auch den schon bestehenden inter­
nationalen Finanzierungskanälen 
annehm bar erscheinen könnten. So 
könnte der Ausbau einer A uto­
straße entlang der Ostadriatischen 
Küste, durch M ontenegro und über 
Skoplje nach Saloniki, den drei 
Ländern Jugoslawien, Griechenland 
und Türkei unm ittelbaren Anschluß 
an den europäischen Kraft- und 
Touristenverkehr geben und säm t­
liche Investitionen entlang dieser 
neuen internationalen V erkehrs­
ader überaus rentabel machen.

Eine großangelegte Aufforstungs­
aktion vor allem mit schnell reifen­
den Holzarten (7 bis 10 Jahre) 
könnte unter Umständen ein kom­
merziell gesundes Unternehmen dar­
stellen, das den international fühl­
baren Mangel an Zelluloseholz zu 
beseitigen helfen und gleichzeitig 
Jugoslawien die wirtschaftliche Er­
schließung seiner kahlen Berg- und 
Karstgebiete ermöglichen würde.

Ganz unabhängig von den er­
w ähnten Forschungsarbeiten haben 
jugoslawische Sachverständige un ­
ter M itwirkung deutscher und itali­
enischer sowie österreichischer In­
genieure im Rahmen des Elektri­
zitätsausschusses der ECE das sög. 
„Yougelexport"-Projekt ausgearbei­

tet '). Dieser Gedanke der H eran­
ziehung ausländischer M ittel zum 
Ausbau von W asserkraftw erken in 
Jugoslawien, deren Energie zur 
Ausfuhr nach Deutschland, Italien 
und Österreich gelangen soll, be­
ruht auf der Tatsache, daß jährlich 
Jugoslaw ien von seiner potenti­
ellen W asserkraft von etwa 60 Mrd. 
kW h zur Zeit nur etw a 3 “/ff aus­
nutzt. Durch Investitionen von etwa 
379 Mill. $ in 4 bzw. 5 W asserkraft­
w erke und in ein entsprechendes 
Hochspannungsnetz, das Jugosla­
wien mit dem mitteleuropäischen 
Netz verbindet, w ürde man im Rah­
men dieses Projekts jährlich etwa 
5 Mrd. kW h W interenergie aus den 
potentiellen jugoslawischen W asser­
kräften den W irtschaften der drei 
Länder zuführen können. Die Er­
zeugungskosten dieser Energie frei 
jugoslawische Grenze w ürden sich 
weit unter den Erzeugungskosten 
neuer W asserkraftw erke in  M ittel­
europa bewegen, und sie wären 
auch im Vergleich mit der Therm al­
energie in den vorgesehenen V er­
brauchszentren konkurrenzfähig.

Neben diesen großangelegten Pro­
jekten  harren eine Reihe rentabler 
k leinerer Projekte einer Lösung, 
die bei der gegenw ärtigen Kapital­
bildung im Lande nicht zu finden ist.

Die eigene Kapitalbildung
W enn man den V erteidigungs­

aufwand ausklam mert, w ird in  den 
Plänen für die nächsten Jahre die 
neue Kapitalbildung in Jugoslaw ien 
größtenteils aufgesaugt zunächst 
durch die Investitionen in die 
noch nicht beendeten, in der Indu­
strialisierungsperiode angefange­
nen Schlüsselobjekte, daim durch 
N euinvestitionen in die Landwirt­
schaft, die noch vor kurzem in die­
ser Hinsicht keinen V orrang besaß, 
und schließlich durch die Ausweitung 
der Konsumgütererzeugung, die 
ja  selbst zur Steigerung der Pro­
duktiv ität und zusätzlicher Kapital­
bildung führen müßte. Solange der 
Engpaß ungenügender eigener Ka­
pitalbildung durch die Auswirkun­
gen der gegenwärtigen Investitions­
tätigkeit in den drei erwähnten 
Richtungen nicht von selbst über­
wunden wird, bleibt Jugoslawien 
zu großangelegten neuen Plänen
‘) S iehe „Possibilités d ’exporta tion  d 'énerg ie  
é lectrique en  p rovenance de la Yougo­
slavie", Som aire, 2 Bände, Genf, Januar 
1955.
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wirtschaftlicher Entwicklung aus 
eigenen M itteln kein großer Spiel­
raum mehr. Das Tempo soldier zu­
sätzlichen Erschließung w ird daher

Spaniens Bedarf
Madrid, 13. März 

N achdem  Spanien in den grünen 
Pool aufgenommen ist und jetzt 
auch den meisten Kommissionen 
und Organisationen angehört, deren 
Aufgabe die Integration der w est­
europäischen W irtsdiaft ist, stellt 
sich als akutes Problem die Frage 
nach dem Ausmaß, in  dem die spa­
nische Wirtschaft einen Beitrag zur 
westeuropäischen Gesamtwirtschaft 
leisten kann und in dem anderer­
seits ihre eigenen Engpässe und 
Investitionsbedürfnisse sie auf aus­
ländische Wirtschaftshilfe angewie­
sen sein lassen.

Umwandlung der wirtschaftlichen 
und sozialen Struktur

Spanien befindet sidi heute in 
einer Periode der Umwandlung sei­
ner wirtschaftlichen und sozialen 
Struktur, deren Tempo beschleunigt 
wird durch den im September 1953 
mit den USA abgeschlossenen Pakt, 
der dem praktisch seit hundert Jah ­
ren andauernden Zustand autarker 
Isolierung ein Ende machen soll. 
Schon in den letzten Jahren  haben 
drei Studienkommissionen die Ein­
gliederung Spaniens in  die W irt­
schaft Kontinentaleuropas unter­
sucht und haben auch bereits V or­
schläge unterbreitet, welchen Bei­
trag Spanien selbst zur w esteuro­
päischen Integration zu leisten ver­
mag, wie es sich der in dem neuen 
Pakt übernommenen Verpflichtun­
gen entledigen kann und wie es 
seine wirtschaftlichen . Beziehungen 
zu dritten Ländern gestalten kann. 
Zur Zeit sind diese Diskussionen 
besonders lebhaft, nachdem die Er­
schließung der unterentwickelten 
Gebiete Im Süden einiger euro­
päischer Länder vordringlich ge­
worden ist. Auch in Spanien be­

in den nächsten Jahren wohl von 
den in verschiedener Form zur V er­
fügung stehenden ausländischen 
M itteln bestimmt werden. (-ot)

und Möglidikeiten
dingt der auffallende Gegensatz 

■zwischen der extrem en Armut des 
Südens und dem relativen W ohl­
stand des Nordens genau wie in 
Italien einen Zustand des w irt­
schaftlichen und sozialen Ungleich­
gewichts, au s dem sich schwierige 
Probleme ergeben. Nachdem die im 
Pakt mit den USA beschlossenen 
Bauvorhaben auch den spanischen 
Süden einbeziehen, dürfte die dar­
aus resultierende Anregung des 
lokalen Konsums und der allgem ei­
nen W irtschaftstätigkeit sich auf 
die bisher vorherrschende extensive 
W eidewirtschaft auswirken, und 
man hofft, daß die bisher lokal be­
grenzten Versuche zur Intensivie­
rung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion (vor allem durch Baumwoll- 
pflanzungen) durch die Schaffung 
neuer Konsumzentren einen w eite­
ren Anstoß erfahren werden. 

Fehlendes Auslandskapital 
Die gegenwärtige, zu verstärkten 

Rüstungsanstrengungen zwingende 
weltpolitische Situation trifft die 
spanische W irtschaft zu einem Zeit­
punkt, in  dem die Erneuerung des 
industriellen Maschinenparks und 
der Transportm ittel ebenso drin­
gend ist w ie die Gründung neuer 
und der Ausbau bestehender Indu­
strien sowie vor allem die Förde­
rung der Landwirtschaft. In den 
letzten Jahrzehnten wurde die w irt­
schaftliche Entwicklung durch einen 
akuten Mangel sowohl an einhei­
mischem als audi an ausländischem 
Kapital gehemmt. Besonders stark 
w irkten sich die erheblichen Eng­
pässe in der Energieproduktion, im 
Verkehrswesen, in  den Grundstoff­
industrien und in der Eisen- und 
Stahlerzeugung aus, zumal die Er­
richtung neuer, national wichtiger

Industrien eifrig vorangetrieben 
wurde und die autoritäre Investi­
tionslenkung vom Primat der staat­
lichen Interessen bestimmt wurde. 
Entsprechend richten sich die Aus­
baupläne der nächsten Zeit in 
erster Linie auf die Erneuerung des 
Transportwesens, vor allem der 
Eisenbahnen (deren Modernisierung 
rund 11 Mrd. Peseten erfordert) und 
auf die Erweiterung der Strom­
erzeugung vor allem durch W ärme­
kraftwerke, da der hydraulischen 
Stromerzeugung durch periodisch 
auftretende Dürren Grenzen ge­
setzt sind. W eiter beträgt die 
Kapazität der Stahlw erke gegen­
wärtig erst 800 000 t, so daß auch 
hier der durch die w eitere In­
dustrialisierung bedingte ständig 
wachsende Bedarf einen bal­
digen Ausbau unbedingt erforder­
lich macht. Zwar hat Spanien aus 
der FOA-Hilfe 85 Mill. Dollars er­
halten, für die vor allem Diesel­
lokomotiven, Anlagen zur Erdöl­
raffination, Bergwerksausrüstungen 
(Blei, Zink, Eisen) und Kraftwerks­
anlagen geliefert wurden; dennoch 
besteh t-aber für die nahe Zukunft 
ein erheblicher Einfuhrbedarf an 
Investitionsgütern für Industrien 
aller Art, auch für die Konsumgüter­
industrie, sowie zusätzlich für Rü- 
stungs- und Neuinvestitionen.

Spanien als Markt 
fü r  Investitionsgüter

Unter den bisher mit europäischen 
Ländern abgeschlossenen Handels­
abkommen ist das Abkommen zwi­
schen Großbritannien und Spanien 
wohl das vorteilhafteste, da es 
langfristige Lieferungen britischer 
Firmen vor allem  von Stahlwerks- 
iind Kraftwerksausrüstungen vor­
sieht und gleichzeitig die Liberali­
sierung spanischer Agrarprodukte 
fördert. Ein Stromlieferungs- und 
Austauschabkommen wurde mit 
Frankreich abgeschlossen, und auch 
der Handel mit Belgien, Holland, 
Dänemark und Schweden wurde auf
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der Basis eines Austausdies von 
industriellen A nlagen gegen Agrar­
produkte und Erze geregelt. Dabei 
kommt auch die steigende Lieferung 
von Hartholz aus Spanisch-Guinea 
zum Zuge. Dänemark lieferte be­
sonders A usrüstungen für die Ze­
mentproduktion, die den schnellen 
Ausbau der spanischen Zement­
industrie unterstützten.

So stellt sich Spaniens Rolle in 
der wirtschaftlichen Integration 
W esteuropas vor allem als die 
eines großen potentiellen M arktes 
für industrielle Investitionsgüter, 
deren Voraussetzung allerdings eine 
langfristige Finanzierung entweder 
im Rahmen der Handelsverträge 
oder durch zusätzliche Kapital­
investitionen ist. Darüber hinaus 
besteht ebenfalls großer Bedarf an 
landwirtschaftlichen Maschinen aller 
Art, die allerdings nur in lang­
samerem Tempo absorbiert werden 
können, da die Voraussetzungen 
für die Intensivierung der A grar­
produktion sich nicht kurzfristig 
schaffen lassen, ganz abgesehen 
von dem Problem einer ausreichen­
den Schulung der A rbeitskräfte und 
des Baus von W ohnungen in  den 
betreffenden Gebieten. Dagegen 
bieten sich außer im Rahmen 
der Handelsverträge relativ ge­
ringe Absatzmöglichkeiten für Fer­
tigwaren, mit Ausnahme vielleicht 
von Spezialerzeugnissen der Optik, 
Feinmechanik und Elektrotechnik. 
A ndererseits dürfte sich der M arkt 
für industrielle Hilfsstoffe ständig 
vergrößern, angefangen von Farben 
für die Textilindustrie über Hilfs­
stoffe zur Erzeugung von Kunst­
stoffen, H ausrat und industriellen 
Geräten bis zu Rohstoffen für che­
mische undpharmazeutische Artikel.

Auf dem Gebiet der Energie­
erzeugung, des Ausbaus der Berg­
werke und der M odernisierung der 
Eisenbahnen bleiben die wichtige­
ren Lieferungen in den nächsten 
Jahren wahrscheinlich den USA 
überlassen. Die westeuropäischen 
Industrieländer, vor allem Groß­
britannien, die Schweiz und Schwe­
den, haben sich allerdings schon in 
diese Lieferungen eingeschaltet, 
während den übrigen Ländern die 
erwähnte „Komplettierung" der 
spanischen Industrie sowie die Lie­
ferung von Transportm itteln Vor­
behalten bleiben wird; allerdings

hat Spanien bereits die Produktion 
von Lastkraftwagen, Personenwagen 
sowie vor allem von M otorrädern 
und -rollern aufgenommen und 
diese Industrien natürlich entspre­
chend geschützt.
Spaniens Beitrag zur Integration

Als spanische Gegenlieferungen 
bieten sich heute außer seinen 
klassischen A grarprodukten (Frisdi- 
und Trockenfrüchte, Zitrusfrüchte 
und Wein) in erster Linie Reis und 
Zucker, tropisches Hartholz und 
Kork, Schaf- und Ziegenfelle, Pyrite, 
Eisenerz, Zink, Blei, Flußspat, Kali­
salze, Olivenöl, Fisch- und Frucht­
konserven, ätherische ö le , Kollo- 
phonium, Wolfram, Quecksilber, 
Baumwoll- und W ollgewebe und 
Baumwollkonfektion. Der Nachteil 
der landwirtschaftlichen Produktion 
besteht natürlich in den großen 
Ernteschwankungen, die sich nur 
teilweise durch Lagerhaltung aus- 
gleichen lassen. Dennoch sind der Bau

von Lagerhäusern und die land­
wirtschaftliche Kreditgewährung 
von größter W ichtigkeit für die zu­
künftige Intensivierung der spani­
schen A grarproduktion, die heute 
als vordringlichste Bedingung eines 
ak tiven  spanischen Beitrags zur 
wirtschaftlichen Integration W est­
europas bezeichnet werden darf.

Die potentiellen Produktionsmög­
lichkeiten der spanischen W irtschaft 
sind groß, aber in  allen Zweigen 
besteht ein erheblicher Bedarf an 
Kapital und Gütern. Das bilateral 
ausgerichtete Außenhandelssystem 
wird einen Transfer von Zinsen 
und Dividenden für ausländische 
Investitionen nur im Rahmen der 
jeweiligen Abkommen zulassen, 
und auch der generell auf 25 “/o 
festgelegte A nteil ausländischen 
Kapitals an industriellen N eugrün­
dungen wird nur von Fall zu Fall 
entsprechend dem bestehenden In­
teresse erhöht werden. (Ar.)

Kann Abschreckung den Krieg verhüten?
Z weifellos sind wir heute in einem  Stadium der technischen Kriegfüh­

rung angelangt, wo alle V oraussetzungen gegeben sind, um allein aus 
der Vorstellung vor den möglichen Kriegsfolgen die Kriegführung als 
politisches Mittel unbedingt abzulehnen. M ehr als je  dürfte heute die 
Behauptung zutreffen, daß ein künftiger Krieg nicht m ehr Sieger und Be­
siegte, sondern nur noch Untergegangene — und vielleicht überlebende — 
kennen wird. Theoretisch w äre es also möglich, daß die Abschreckung 
den Krieg verhindert. Ist es aber auch praktisda so? W enn w ir bereits 
heute nicht einmal mehr übersehen können, welcher Schaden durch die 
sich häufenden Versuche mit Atombomben angerichtet wird, wie unüber­
sehbar müssen die Folgen bei systematischer Anwendung aller A tom ­
waffen sein. Aber diese rationale Erkenntnis reicht zur Abschreckung 
nicht aus.

Abschreckung als M ittel zur Kriegsverhinderung muß zwangsläufig zu 
einer Schraube des W ettrüstens führen, denn jeder will ja  den anderen 
abschrecken. W ettrüsten ist aber ein Spiel mit dem Feuer. Für die Aus­
lösung von Kriegen sind meistens nicht rationale Erwägungen maßgebend, 
sondern psychologische Im ponderabilien und Prestigefragen. In der gegen­
wärtigen weltpolitischen Spannung dürfte es aber außerordentlich frag­
lich sein, ob sich heute noch auch der kleinste örtliche Konflikt auf seinen 
Ausgangsherd lokalisieren läßt. Selbst wenn man zunächst von der An­
wendung massenmörderischer W affen absehen wollte, so weiß man doch 
nie, waim der Punkt gekommen sein kann, wo m an versucht sein  wird, 
auf eine la ten te Reserve zurückzugreifen. W ir haben allzu oft die Erfah­
rung gemacht, daß eine stetig forcierte Rüstungsproduktion zu einer Über­
schätzung der eigenen Kraft führt und daß einmal hergestellte Waffen 
auf Erprobung und Anwendung drängen. Abschreckung ist — solange sie 
Abschreckung b le ib t— eine Waffe des Nervenkriegs. Sind aber die N erven 
unserer Politiker noch so gesund, daß nicht die Frage naheliegt, ob sie 
nicht im kritischen Zeitpunkt „die N erven verlieren" werden? Die V er­
minderung der Kriegsgefahr dürfte heute genau noch so wie früher in 
einer stufenweisen A brüstung liegen.

W ir haben den Kampf um die A brüstung auf unser politisches Pro­
gramm an führende Stelle gesetzt. Man könnte die Frage aufwerfen, ob 
es bei unserem  geringen politischen Gewicht nicht ein Unterfangen ist, 
das unsere Kräfte bei weitem übersteigt. Auch aus der Erfahrung heraus 
wissen wir, daß der Kampf um A brüstung sich nur allzu leicht in  ergebnis­
losen Konferenzen verläuft. W ir werden aber in diesem Kampf nicht 
isoliert stehen, und w ir sollten unser ganzes moralisches Gewicht ein- 
setzen, um alle Schwachen zu einem Block zusammenzuschweißen, der im 
Namen der Menschlichkeit für die A brüstung kämpft. (sk)
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